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»,Bildung statt Abschiebung™

Workshop 4:

Politische Handlungsmoglichkeiten auf Kommunal- und Landesebene
(erganzte Fassung: inkl. Hinweise aus der Workshop-Runde)

Lea Rosenberg, Der Paritatische Hessen



Vom Unwort des Jahres zum ,,Qualitatssiegel“?

Sprachkritik

"Anti-Abschiebe-Industrie" ist das Unwort
des Jahres 2018

Sprachwissenschaftler haben das Unwort des Jahres bekannt gegeben: Sie entschieden sich
fur "Antl-Abschiebe-Industrie”. Der CSU-Politiker Alexander Dobrindt hatte den Ausdruck
verwendet.

15.01.2019, 14.55 Uhr

Die Lingutstikprafessorin und Jurysprecherin Mina Janich Foto: Andreas Amoldf dpa

Agenda

Anti-Abschiebe-Industrie: vom Schimpfwort zur Selbstbezeichnung?
vom Abschiebe-Dogma zum gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Gegen-Konsens?

vom Ehrenamt zum ,,industriellen* Hauptamt?

von Halbwahrheiten zur zivilgesellschaftlichen Aufklarung?
Widerstand (sichtbar und narrativ)

weitere politische Handlungsmoglichkeiten auf Landes- und
Kommunalebene (inkl. abschiebungsfreie Raume?)

3 Fragen fur das Podium heute


https://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/unwort-des-jahres-2018-anti-abschiebe-industrie-a-1248083.html

Anti-Abschiebe-Industrie:
vom Schimpfwort zur Selbstbezeichnung?

BILDUNG
STATT
ABSCHIEBUNG
Resolution des Biindnisses

Resolution des Biindnisses »Bildung statt Abschiebung

(S i c ht b a r) u nte rs c h re i b e n ! Die aktuelle Migrationsdebatte in Hessen nimmt besorgniserregende Ziige an. Die schon lange zu

beobachtende sprachliche Verrohung driickt sich auch im politischen Handeln aus: Immer hiufiger

werden Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene abgeschoben — obwohl sie gut integriert sind,
Unterstiitzen Sie das Biindnis mit lhrer Unterschrift! zur Schule gehen oder einen Ausbildungsvertrag (in Aussicht) haben. Viele der Betroffenen kennen
Vorname * das Herkunftsland ihrer Eltern nur aus Erzdhlungen.
wenn angehende Fachkrifte von Abschiebung bedroht sind, ist der Bildungserfolg aller Kinder
beeintrachtigt — wie das drastische Beispiel der kirzlichen Abschiebung einer Erzieherin aus Offen-
bach zeigt. Dass die hessische Landesregierung vereinfachte Verfahren zur Anerkennung auslin-
discher Berufsabschliisse plant, um dem Fachkraftemangel entgegenzuwirken, ist begrilkenswert.
Leserdiskussion _ Dass gleichzeitig qualifizierte und dringend bendtigte Auszubildende, Arbeits- und Fachkrifte ohne

- Etail Adresse * twollziehbare Begriindung von Abschiebung bedroht sind, ist so kurzsichtig wie unverniinftig.

Was halten Sie vom Unwort des e ’

Nachname *

jahres’ - : . _ : ) Zudem mehren sich Falle, in denen geltende Bleiberechtsregelungen ignoriert oder unterlaufen
H Ich unterstiitze das Bindnis "Bildung gegen Abschiebung” und erklare mich dazu bereit, dass mein Name auch offentlich . ) I .
genannt werden darf. werden. Das ist eine Entwicklung, die wir nicht |dnger hinnehmen werden.
15. Januar 2019, 10:31 Uhr (& Kommentare
AT Wir, das Blindnis ,,Bildung statt Abschiebung”, fordern ein Ende der integrationsfeindli-

chen Abschiebepraxis. Daher fordern wir:

1. die uneingeschrinkte Umsetzung bestehender Bleiberechtsregelungen zugunsten der
Betroffenen

| 2. die sofortige Umsetzung der im Koalitionsvertrag angekiindigten professionellen
NT\ ‘ Struktur fir Einzelfallberatungen fiir Migrant®*innen in Hessen
[ ] 3. keine Abschiebung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus Kita,
| Schule oder Ausbildung
; ra | Das Menschenrecht auf Bildung von Kindern und Jugendlichen ist unteilbar — unabhangig
. von ihrem Aufenthaltsstatus. Wir setzen uns daflr ein, dass dieses Recht in Hessen unein-
. geschrankt gewahrt bleibt.

Der Begriff geht auf Alexander Dobrindt zuriick, der ihn vergangenes Jahr mit Blick auf Fliichtlingshel fer

e natte: Wir stehen fir eine humane und bildungsorientierte Migrations- und Flichtlingspolitik. Kin-
. der, Jugendliche und ihre Familien sind eine besonders vulnerable Gruppe. Fiir thren Schutz
Quelle: Suddeutsche; stehen wir ein.

Transparent: Jugendliche ohne Grenzen


https://www.gew-hessen.de/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=10220&token=0b8df557e8d11d4300d1d92947c5e99038b0a688
https://www.gew-hessen.de/bildung-statt-abschiebung
https://www.sueddeutsche.de/panorama/leserdiskussion-was-halten-sie-vom-unwort-des-jahres-1.4288394
https://www.sueddeutsche.de/panorama/leserdiskussion-was-halten-sie-vom-unwort-des-jahres-1.4288394
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https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf
https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf
https://gew-hessen.myspreadshop.de/2511+buendnis+bildung+statt+abschiebung+logos+n?idea=692841b7df79ec68c7507adf

vom Abschiebdogma zum gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Gegen-Konsens?

Bildung fur Geflichtete

Die Talente von Gefliichteten zu
vergeuden, ist irrational und teuer

. Eine Kolumne von
Marcel Fratzscher
Mehr als zwei Drittel der 3,3 Millionen Geflichteten in Deutschland sind

arm. Besonders renditestark ware Bildung, die Armut verhindert. Doch
diese Investition fehit.

6. Februar 2026,10:02 Uhr

OKONOM FRATZSCHER

Von Bettina Markmeyer

Vergffentlicht am 12.03.2014 | Lesedaver: & Minuten

fur Flichtlinge. Die Probleme? Liegen woanders.

nFlUchtlinge werden Renten der Babyboomer zahlen”

Die Ausgaben fur Fluchtlinge wirken laut dem Prasidenten des Instituts fur

Wirtschaftsforschung wie ein Konjunkturprogramm. Der Arbeitsmarkt sei bereit

Ausgebildet, integriert — und abgeschoben

"Dann kam die Polizei"; Offenbacher Kita-
Erzieherin muss plotzlich gehen
Sie betreute in Offenbach Kleinkinder, lernte Deutsch, organisierte Yogakurse -

jetzt ist Amira plétzlich weg. Die Erzieherin aus Afghanistan ist nach Litauen
abgeschoben worden. Mit dem hr spricht sie uber ihre verzweifelte Lage.

Auch fiir das Kita-Team war es ein Schock, wie Vorsténdin Fischer erklart. "Wir
waren sprachlos.” Fiir die Kinder entstand eine plotzliche Liicke. Zwei Gruppen
mussten zusammengelegt werden. Eltern mussten informiert, Fragen
beantwortet werden. "Alle wollten wissen: Wo ist Amira?”

Aktualisierung der Bundeslédnder Fact-Sheets

Die 2021 verdffentliche FES-Studie ,Ohne sie geht nichts mehr” zeigte, dass Migrant_innen und Geflichtete einen
wesentlichen Beitrag zur Fachkraftesicherung in Deutschland beitrugen.

Angesichts der weiter steigenden Zahl von Migrant_innen und Geflichteten in Deutschland und des wachsenden
Fachkrdftebedarfs bleibt die Frage, welchen Beitrag sie zur SchlieBung der Fachkrafteliicke leisten kénnen,
hochaktuell. Daher haben wir eine Aktualisierung der Bundeslander Fact-Sheets in Auftrag gegeben.

Die Autor_innen der Studie zeigen anhand der aktuellen Zahlen, dass sich die Fachkraftellicke in Fachkraftberufen
im Jahresdurchschnitt 2022/2023 im Vergleich zum Vorjahresdurchschnitt um 12,4 Prozent vergrofert hat. Auch
bleiben immer mehr Ausbildungsstellen unbesetzt.

Seit 2020 sind sowohl der Anteil der Migrant_innen an allen Beschaftigten von 10,5 auf 11,9 Prozent als auch der
Anteil der Gefliichteten von 0,7 auf 1,0 Prozent gestiegen (IW-Berechnung auf Basis von Sonderauswertungen der
BA, 2023). Die Auswertungen zeigen, dass Geflichtete verhaltnismaBig oft Ausbildungen in Engpassberufen
annehmen, und dass Migrant_innen und Geflichtete — insbesondere in den am Arbeitsmarkt besonders stark
nachgefragten Berufen — einen wichtigen und iiberdurchschnittlichen Beitrag zur langfristigen
Fachkrdftesicherung leisten.

Die Aktualisierung der Bundeslander Fact-Sheets gibt neue Einblicke in die Beschaftigungslage von Migrant_innen
und Gefluchteten und kann durch die detaillierten Aufschlisselungen gezielte Erkenntnisse fiir
Fachkrdftestrategien und Arbeitsmarktpolitik erméglichen - auf Bundes-, Lander- und kommunaler Ebene. Die
Auswertung liefert zudem einen Uberblick Uber die Situation unbesetzter Ausbildungsplatze in Engpassberufen, die
gezielt beworben und gefordert werden konnen.

Bundesldnder Fact-
Sheets 20

4] Download



https://www.zeit.de/wirtschaft/2026-01/bildung-gefluechtete-investitionen-armut-migration
https://www.welt.de/wirtschaft/article153220547/DIW-Chef-Fratzscher-Fluechtlinge-werden-Renten-der-Babyboomer-zahlen.html
https://www.hessenschau.de/gesellschaft/ausgebildet-integriert--und-abgeschoben-offenbacher-kita-erzieherin-muss-ploetzlich-gehen-v1,erzieherin-abgeschoben-102.html
https://www.fes.de/studie-ohne-sie-geht-nichts-mehr
https://www.hessenschau.de/gesellschaft/ausgebildet-integriert--und-abgeschoben-offenbacher-kita-erzieherin-muss-ploetzlich-gehen-v1,erzieherin-abgeschoben-102.html

vom Ehrenamt zum ,,industriellen* Hauptamt?
Hessischer KOAV

Einzelfallberatung:
bis jetzt keine (flachendeckende)
3.1 Einzelfallberatung fur Migrant*innen, WIR-Vielfaltszentren und Projekifé ung Umsetzung in Hessen

KOAV 2023: Es soll eine ,professionelle Struktur der Einzelfallberatuﬁg fur Migrantinnen und Mig-
ranten in Hessen" gefordert werden. Die kommunalen WIR-Vielfaltszentren sollen eine weitere .
Stelle fir die Themen Sprache, Bildung und Integration in den Arbeitsmarkt emarter. WIR-Vielfaltszentren:

Der Eigenanteil fur freie Trager, die ein sog. WIR-Projekt beantragen, soll geringer werden (derzeit Forderun g der Kommunen und

in der Regel 50 % Eigen-/Drittmittelanteil). KEINE aufenthaltsrechtliche
Einzelfallberatung

KOAV 2023: Beratungsangebote flr besonders vulnerable Gruppen sollen ,gestarkt” werden.

bis jetzt keine (flachendeckende)

Umsetzung in Hessen

4.1 Abschiebungen

KOAV 2023: Damit ,Kommunen und Landkreise in Hessen moglichst nicht Uberbelastet werden® | — . Abschlel?ungen an sich
sollen ,Gefliichtete ohne Bleibeperspektive” schneller abgeschoben werden. — uberlasten! Nicht nur Kommunen

sondern auch Schule, Arbeit,
Ehrenamt, Polizei etc.

Bethke/Rosenberg: kritische Analyse des Kapitels 4 des hessischen Koalitionsvertrages, Januar 2024



Presenter-Notizen
Präsentationsnotizen
Vorher: bis einschl. 01.08.2018  31.12.2022

https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Publikationen/2024-02-02_KOAV_Begleitanalyse_Integration__Parit%C3%A4t-Diakonie-Bumf-hfr_.pdf

vom Ehrenamt zum ,,industriellen* Hauptamt?
Was braucht es dazu?

* ohne Ehrenamt geht es nicht!
* Hauptamtliche in der Beratung (NICHT Betreuung) gibt es zu wenig (v. a. in Hessen)

e zahlreiche Ehrenamtliche fragen seit vielen Jahren aufenthaltsrechtlich
versierte, hauptamtliche Koordination und Begleitung an

* NGO-Angebot an aufenthaltsrechtlichen Schulungen wird nicht gefordert
(z. B. hessische Fobi-Reihe ,,QMFA-Qualifizierter mit Fluchtlingen arbeiten®)

* die ,,Ausbildung® Ehrenamtlicher im WIR-Landesprogramm
Hintegrationslots*innen® entspricht nicht der Nachfrage von in der
Flichtlingshilfe Engagierten

* Ehrenamt braucht ausreichend inhaltlich qualifiziertes Hauptamt!

Von ,Industrie“ kann (leider) keine Rede sein!



vom Ehrenamt zum ,,industriellen* Hauptamt?
Best-Practice Stadt Wiesbaden

* eine qualifizierte Bleiberechtsberatung ist behordenunabhangig (keine
kommunal angestellten MA), staatlich gefordert und kooperiert eng mit
den ortlichen Behorden

* Sie sollte ausreichend Kapazitaten haben, um Ehrenamtliche einzubinden

. Best Practlce Hessen: Wiesbaden s esain i
= Dezernen'rm Mllena Lobcke

stellt neues Projekt
,ZArbeitsmarkt- und
e e Integrationsberatung fur

Integrationsberatung!

e
; Rufen Sie uns jetzt an
bleibiwiesbaden  fome  Projekt  UnserAngsbot~  Downloads  Kontakt v @ s e

Geduldete und Gestattete* vor

Integrationsdezernentin Milena Lobcke hat am Freitag, 17. Januar, gemeinsam mit
dem Amt fiir Zuwanderung und Integration und dem Hessischen Fliichtlingsrat
das neue kommunal geforderte Beratungsprojekt vorgestellt, das Menschen ohne
gesicherten Aufenthalt durch Integration in den Arbeitsmarkt eine
aufenthaltsrechtliche Perspektive bieten soll.




Vom Ehrenamt zum ,,industriellen® Hauptamt?

Frankfurt folgt Wiesbaden
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Eingang: 26.01.2026, 16:55 Uhr

Etat-Antrag
der Fraktionen von GRUNEN, SPD und Volt
zum Produkthaushalt 2026

Arbeitsmarkt-und Integrationsberatung fiir Langzeitgeduldete und
Gefliichtete

[ Produktbereich: | 18 [ Soziales |
| Produktgruppe: | 18.01 | Leistungen des Jugend- und Sozialamtes

Die Stadtverordnetenversammiung moge beschliefen:

Zur Umsetzung des Projekts _Arbeitsmarkt- und Integrationsberatung fir
Langzeitgeduldete und Geflichtete® werden in den Haushaltsplan 2026 einmalig
211.000 Euro eingestellt.

Ziel des Projekts ist die Schaffung eines niedrigschwelligen Beratungs- und
Begleitangebot fir Geduldete und Geflichtete mit unsicherem Aufenthaltsstatus, das
Arbeitsmarktintegration, Aufenthaltsrecht und soziale Begleitung miteinander
verknipft. Dabei soll sich die Umsetzung des Projektes am Vorbild Wiesbadens
orientieren.

Der Magistrat informiert unverziglich nach Beschluss des Haushaltsplans 2026 in der
Stadtverordnetenversammiung  die  Zuwendungsempfangenden  Uber den
Zuwendungsgrund und Zuwendungsbetrag des Etatantrags.

Sofern die Mittelverwendung nichtvollstandig in dem Haushaltsjahr2026 erfolgt, hat
ein Budgetiubertrag zu erfolgen. Eine Verwendung der Mittel fir andere Zwecke ist
nicht zulassig.

Uber die Ausfiihrung der Etatantrage zum Haushalt berichtet der Magistrat der
Stadtverordnetenversammiung nach Genehmigung des Haushaltsplans 2026 jahriich
zum 30.06. in einer Zusammengefassten Ubersicht.

Begriindung:

In unserer Stadt leben Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, insbesondere
Geduldete oder diejenigen im laufenden Asylverfahren, die aufgrund ihrer Situafion
jahrelang ohne sichere Perspektive sind. Haufig bestehen groffe Hlrden bei der
Integration in den Arbeitsmarkt, beispielsweise wegen Beschaftigungsverboten,
monatelange Warlezeiten auf die Arbeitserlaubnis, fehlende ldentitatsnachweise,
barokratische Barieren und Sprachhindemisse. Das ist fur die Menschen eine
immense Belastung, gleichzeitig entstehen den Kommunen dadurch dauerhafie
Kosten, die bei einer erfolgreichen Arbeitsmarkiintegration eingesparn werden. Die
Projekte der Stadt Wiesbaden oder auch der Stadt Kdln zeigen, dass durch gezielte
Beratung und Begleitung ein Weg aus der Warteschleife maglich ist.

Die GRUNEN im Romer SPD Volt

Dr. Katharina Knacker Ursula Busch Martin Huber
und Dimitrios Bakakis
Fraktionsvorsitzende

Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

Achtung bei der Auswahl eines geeigneten freien Tragers!

N



von Halbwahrheiten zur
zivilgesellschaftlichen Aufklarung?

Wer ausreisepflichtig ist, muss unser Land auch wieder verlassen.
R. Poseck, 15.01.2026



https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17
https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17
https://innen.hessen.de/presse/land-steigert-abschiebungen-2025-um-17

von Halbwahrheiten zur
zivilgesellschaftlichen Aufklarung?

2. Wege aus der Duldung in die Aufenthalts-
sicherung (vereinfacht, nicht vollstindig)

T »Wer ausreisepflichtig ist, muss unser Land auch wieder

525
(13) verlassen.”

AE
§25(5)

{im Hessen:

Chancen- Erst
aufenthalts Baschafti- i ghgelehni=
W‘Uﬁ'“ - - Petition,
duldung dann]
Hartefall-
antrag

recht

aufenthaltsrechtlich: nein!

dauer- syl
tion hafter oril folge- o
sb3jais || 3110 vgune | | susbi- | | susbi | | rere | | oukwngs || mi || anieg Aber: In Hessen werden immer
Jahren 2mz dung dung + fall- -grund, Recht . .
A B e | R | ofter Duldungspapiere durch
S zentrale ABHen (ZABs) verweigert!

© Maria Bethke, Diakonie Hessen



von Halbwahrheiten zur
zivilgesellschaftlichen Aufklarung?

Es braucht mehr ,Allgemeinwissen® (Basiswissen) uber die
Bleiberechtsregelungen fur Geduldete im Aufenthaltsrecht:

- bei Ehrenamtlichen
- bei Hauptamtlichen, auch auBBerhalb Migrations-/Fluchtlingsarbeit

- bei (Fach-)Politiker*innen aller demokratischen Parteien/Fraktionen
auf allen foderalen Ebenen

- bei den Medien
- beim Hessischen Innenminister



von Halbwahrheiten zur
zivilgesellschaftlichen Aufklarung?

[ 1 2
== DER PARITATISCHE

L GESAMTVERBAND Diakonie &
Deutschland

Arbeitshilfe zum Thema Flucht und Migration

CHECKLISTEN
ZU BLEIBE-
RECHTEN

Arbeitshilfen flr
Migrationsfachdienste

Ausbildung und Arbeit als Wege «
Zu einem sicheren Aufenthalt?

September 2024

Die Ausbildungs- und Beschaftigungsduldung

. DEUTSCHER PARITATISCHER WOHLFAHRTSVERBAND GESAMTVERBAND e.V. | www.paritaet org

Achtung: An manchen Stellen ggf. rechtlich Uberholt, zur ersten Orientierung aber noch geeignet


https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/2024-09_Diakonie_Deutschland_Checklisten_zu_Bleiberechten.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/ausbildungsduldung-2020_web.pdf

von Halbwahrheiten zur
zivilgesellschaftlichen Aufklarung?

Petitions- und Hartefalleingabe

* rechtzeitig, aber nicht zu fruh handeln
* Wissen, wie es geht

* vorbereitet sein

* Verantwortung ubernehmen, ohne sich zu
uberfordern

LT

Leitfaden
Das Petitions- und
Hartefallverfahren fur
geduldete Personen in Hessen

Mérz 2022



Sichtbarer Widerstand

19-Jahriger mit Ausbildungsplatz it ‘i‘g Hewslcttar ationrieren eaes =
Protest gegen Abschiebung eines Kurden: "Serhat © Cvraion )
s n - L
zuruck nach Marburg Gegen die Abschiebung unserer 6510
Nachdem der 19 Jahre alte Kurde Serhat Urkiip kurz vor Ausbildungsbeginn in = - inl . Unterschriften auf
die Tiirkei abgeschoben wurde, regt sich in Marburg Widerstand. Im eng__aglerten ErZIeherI n: HOIt Amlra innn.it
Stadtparlament sind sich alle einig — sogar die AfD: Er soll zuriickkommen ZU I’UCk!
dirfen.

q;,? Unterschreibe jetzt diese
Petition!

Stand: 20.06.24, 1610 Uhr 0'0 0 @ Y

a Priife nach der Unterzeichnung dein E-Mail-Postfach, um die
Unterschrift zu bestatigen.

Land

[ Deutschland v }

Postleitzahl

- 8 T :
Jetzt unterschreiben
2% Gestartet von: Die Krabbelstubb'

Solche Online-Petitionen haben keine rechtliche Wirkung,
aber hohe politische und solidarische Signalwirkung!



https://www.hessenschau.de/gesellschaft/demo-vor-schule-in-marburg-fuer-abgeschobenen-kurden-v2,abschiebung-marburg-demo-100.html
https://innn.it/holtamirazurueck

Narrativer Widerstand — Bsp. Paritatischer Hessen

1 .
== DER PARITATISCHE

Hessen

Pressemitteilung
13, Juli 2025

Abschiebungen werden immer riicksichtsloser
Immer mehr gut integrierte Menschen werden aus ihrem Leben in Hessen gerissen

Dass die Zahl der Abschiebungen in der ersten Jahreshalite im Vergleich zu 2624 um
fast ein Drittel gestiegen ist, ist fir Hessens Innenminister Roman Poseck eine Er-
folgsmeldung. Micht so fiir den Paritdtischen Wohlfahrtsverband Hessen, der die Ent-
wicklungen mit groRer Sorge und Skepsis beobachtet. [In jingster Zeit hadufen sich
die Falle, in denen selbst Kinder und Jugendliche sowie gut integrierte Menschen aus
ihrem Leben in Hessen gerissen werden.® so Landesgeschafisfihrerin Dr. Yasmin Ali-
naghi.

Der Paritatische Hessen appelliert an das Land, das zivilgesellschaftliche Unverstand-
nis angesichts dieser Falle emst zu nehmen, anstatt sich von rechter Stimmungsma-
che dazu treiben zu lassen, die Zahl der Abschiebungen um jeden Preis zu steigermn.
Wenn Menschen aus der Schule, Pflege, Krankenbetreuung, Kita oder dem Handwerk
abgeschoben werden, ist das nicht nur eine traumatische Erfahrung und persénliche
Katastrophe fir die Betroffenen, sondern schadet auch dem sozialen Zusammenhalt
sowie der sozialen und wirtschaftlichen Infrastrukiur®, so Lea Rosenberg, Migrations-
und Fldchilingsreferentin beim Paritdtischen Hessen. Nicht nur der Paritatische Hes-
sen, sondermn Arbeitgeber*innen in allen vom eklatanten Arbeits- und Fachkrafteman-
gel betroffenen Branchen erwarten eine Umkehr von der akiuell vorherrschenden
Handlungsleitlinie _Abschiebungen first® _Im Gegenteil fordern wir, dass Ausbildung
und Arbbeit unbedingt vor Abschiebungen gehen milssen - und damit stehen wir nicht
allein®, betont Rosenberg.

Anders als von Minister Poseck dargestellt, sind in den meisten Fallen Abschiebun-
gen rechilich keinesfalls zwingend geboten. Vielmehr sieht das Gesetz fiur ausreize-
pflichtige Menschen zahlreiche Wege zu einem Bleiberecht vor. Der Paritatische wi-
derspricht der Aussage des Innenministeriums, dass diese Regelungen zur Duldung,
zum Beispiel aufgrund eines Ausbildungs- oder Beschaftigungsverhiltnisses, in Hes-
sen umfassend zur Anwendung kommen. Ebenso wie seine in der Fliichtlingsarbeit
aktiven Mitgliedsorganisationen beobachtet der Paritatische zunehmend, dass die
Zentralen Auslanderbehorden die Ausstellung von Duldungspapieren verweigemn oder
Antrige auf Beschaftigungserlaubnisse monatelang nicht bearbeiten. .So wird ausrei-
sepflichtigen Personen, die bereits in Ausbildung oder Arbeit sind oder ein konkretes
Angebot haben, der rechtlich vorgesehene Zugang zu den Bleiberechisregelungen
verwehrt,” so Lea Rosenberg. Anstatt ihnen Perspektiven zu erdffnen, werden viele

Betroffene erst durch solche behdrdlichen Entscheidungen abschiebbar gemacht -
und das ergibt sich keinesfalls zwingend aus dem Gesetz"

Gesetzlich vorgesehene Ermessenspielrdume werden nach Einschatzung des Paritdti-
schen Hessen meist nicht zugunsten von gut integrierten Menschen genutzt. Bei den
meisten in den vergangenen Monaten bekannt gewordenen Abschiebungen aus Hes-
sen hatte es rechtliche Alternativen fiir ein Bleiberecht gegeben. So bei Aysu, die mit
Ausbildungszusage in der Pflege aus dem Landkreis Giefen nach Aserbaidschan ab-
geschoben wurde. Oder im Fall einer 20-j3hrigen Tiirkin, die im Februar mit ihrer sie-
benjahrigen Tochter aus GieBen in die Tirkei abgeschoben wurde, obwohl sie bereits
die Zusage fiir einen Arbeitsplatz als Pilegehilfskraft in einer Demenz-WG in Rddgen
hatte. Oder im Fall von Amira, die schon als Betreuerin in der Offenbacher Kita Krab-
belstubb arbeitete, auf die offizielle Anerkennung ihres afghanischen Padagogik-Stu-
diums wartete und von der Kita bereits fest als Fachkraft eingeplant war. Oder im Fall
von Serhat, der vor seiner Abschiebung aus dem Landkreis Marburg-Biedenkopf in
die Tirkei eine Zusage fir eine Ausbildung als Maler und Lackierer hatte. Oder im
Fall von Abdelkader Selmi, der sich in einer Ausbildung als Tiefbau-Facharbeiter in
Frankfurt befand, als ihm die Abschiebung angedroht wurde, die nur aufgrund einer
gerade noch rechizeitig eingelegten Petition verhindert werden konnte.

In all diesen Einzelfdllen haken sich Ausbildungsbetriebe und Arbeitgebertinnen,
Lehrkrifte aus Schulen, Gewerkschaften, Ehrenamtliche, Vereine und Nachbar*innen
entsetzt gezeigt. Der Paritatische Hessen sieht auch das hessische Integrations- und
Arbeitsministerium, das Wirtschafts-, das Familien und das Kultusministerium in der
Pflicht, sich dem derzeitigen Abschiebungskurs entgegenzustellen.

Ansprechperson fiir die Presse
Lea Rosenberg

Referentin Migration, Flucht und Asyl
Tel 869 955262 52

Mobil: @163 6141652

Lea Rosenberg@paritast-hessen.org

Der Parititische Hessen ist der Spitzenverband von mehr als 888 sozialen Mitgliedsorgani-
sationen aus den Bereichen Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen, Frauen- und Mad-
chenarbeit, Behinderten- und Altenhilfe, Migrationsarbeit, Suchtkranken- und Selbsthilfe,
Straffalligen- und Wohnungslosenhilfe, Arbeitsmarktpolitik, soziale Psychiatrie sowie Frewilli-
genarbeit. Mehr als 57088 hauptamtliche und 35.888 ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sind in den Einfichtungen tahg.

Der Paritétische Hessen vertritt die Interessen der hilfebedlrftipen und benachteiligten
Menschen ebenso wie die Interessen seiner Mitghedsorganisationen. Durch Lobbyarbeit so-
wie durch fachliche, rechtliche und finanzielle Unterstiitzung sichert er die Qualitat der sozia-
len Arbeit seiner Mitglieder.

AuBert sich Dein Verband/NGO
zu/gegen Abschiebungen?


https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Pressemeldungen/PM_Abschiebungen-15.07.2025.pdf

Narrativer Widerstand — Bsp. Diakonie Hessen
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https://menschen-wie-wir.de/

Narrativer Widerstand — Bsp. Frankfurt

Frankfurter Kinderschutzbund
kritisiert Abschiebungen junger
Gefliichteter

19.11.2025, 17:49 Uhr
Von: Steven Micksch

Q Kommentare En Drucken

Jan Eichhorn (1) und Sohail Hanifi glauben fest daran, dass der 18-Jahrige bleiben darf. @ Monika Maller

Immer mehr unbegleitete Minderjahrige erhalten laut Kinderschutzbund

eine Ahlshnmuna — imaesachtet nan Intearationserfalaosn

Frankfurter Position gegen Abschiebungen von Minderjahrigen und jungen
Volljahrigen

19. September 2025 / Allgemein, Highlights, Meldungen

Die Stadtverordnetenversammiung der Stadt Frankfurt hat auf ihrer Sitzung am Donnerstag, den

18.09.2025 die ,Frankfurter Position gegen Abschiebungen von Minderjahrigen und jungen

olljahrigen” verabschiedet.

Diese geht zurlick auf einen Antrag des Jugendhilfeausschusses, der ein Positionspapier gegen die

Abschiebung von Kindern, Jugendlichen und Jungen volljahrigen erarbeitet hat. Darin heil}t es u.a.:

Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Frankfurt fordert daher, die Abschiebungen von Kindern,
Jugendlichen und jungen Volljahrigen in Ausbildung, Schule und Kita inklusive ihrer Eltern unter dem
Aspekt des Wohles junger Menschen unter die Lupe zu nehmen. Eine Trennung der Familie sowie der mit
der Abschiebung verbundene stress- und angstauslésende Ausnahmezustand sind aus kindesrechtlicher
Perspektive nicht hinnehmbar und stellen potentiell eine Gefahrdung der Entwicklung dar.

Der Jugendhilfeausschuss appelliert an die Staditverordnetenversammiung, den Magistrat und die
zustédndigen Dezernent:innen, alles dafur zu tun, um sich Abschiebungen von Kindern, Jugendlichen und
jungen Volljhrigen in Ausbildung, Schule und Kita samt ihren Familien im Rahmen ihrer Zustandigkeiten
entgegenzustellen und sich fiir die Einhaltung der UN-Kinderrechtskonvention starkzumachen.

Hier eine Verlinkung.zu dem kompletien Positionspapier des Jugendhilfeausschusses, welches durch

den Antrag mit angenommen wurde.



https://www.fr.de/frankfurt/frankfurter-kinderschutzbund-kritisiert-abschiebungen-junger-gefluechteter-94046065.html
https://fr-hessen.de/2025/09/19/frankfurter-position-gegen-abschiebungen-von-minderjaehrigen-und-jungen-volljaehrigen/

Politische Handlungsmoglichkeiten —
kommunale Ebene: Bsp. Gro3-Gerau

istages in der Wahlperiode 2021/2026 - ‘ .
'\

Kreistag GroB-Gerau schlieBt
sich dem Blndnis
»,Bildung statt Abschiebung®
an!

siehe ab 3:05:40

Der Kreis

CDU, FDP und AFD dagegen, Freie Wahler haben sich enthalten



https://www.youtube.com/watch?v=vOD3uN_021Y

Politische Handlungsmoglichkeiten —
kommunale Ebene: Bsp. Gro3-Gerau

Punkt 8.5.: SPD-Fraktion/Fraktion Biindnis 90/Die Griinen/Fraktion Die Linke.OL
Biindnis Bildung statt Abschiebung
- Drucksache XIX/1524 -

Abg. Bshm (Die Linke.OL) begriindet den Antrag der Koalition.
Abg. Horesnyi (AfD) verlasst die Sitzung um 17:15 Uhr.
Beschluss:

Der Kreistag mége beschlieBen sich dem Biindnis Bildung statt Abschiebung
anzuschliefen und unterstiitzt die nachstehende Resolution:

Resolution des Biindnisses ,,Bildung statt Abschiebung”

Die aktuelle Migrationsdebatte in Hessen nimmt besorgniserregende Ziige an. Die schon
lange zu beobachtende sprachliche Verrohung driickt sich auch im politischen Handeln
aus: Immer haufiger werden Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene abgeschoben —
obwohl sie gut integriert sind, zur Schule gehen oder einen Ausbildungsvertrag (in
Aussicht) haben. Viele der Betroffenen kennen das Herkunftsland ihrer Eltern nur aus
Erzahlungen.

Wenn angehende Fachkrifte von Abschiebung bedroht sind, ist der Bildungserfolg aller
Kinder beeintrachtigt — wie das drastische Beispiel der kiirzlichen Abschiebung einer
Erzieherin aus Offenbach zeigt. Dass die hessische Landesregierung vereinfachte
Verfahren zur Anerkennung auslandischer Berufsabschliisse plant, um dem
Fachkraftemangel entgegenzuwirken, ist begriilBenswert. Dass gleichzeitig qualifizierte
und dringend bendétigte Auszubildende, Arbeits- und Fachkrifte ohne nachvollziehbare
Begriindung von Abschiebung bedroht sind, ist so kurzsichtig wie unvemniinftig.

Zudem mehren sich Félle, in denen geltende Bleiberechtsregelungen ignoriert oder
unterlaufen werden. Das ist eine Entwicklung, die wir nicht langer hinnehmen werden.
Wir, das Biindnis ,,Bildung statt Abschiebung®, fordern ein Ende der
integrationsfeindlichen Abschiebepraxis. Daher fordern wir:

1. die uneingeschrinkte Umsetzung bestehender Bleiberechtsregelungen zugunsten
der Betroffenen

2. die sofortige Umsetzung der im Koalitionsvertrag angekiindigten professionelle
Struktur fiir Einzelfallberatungen fiir Migrant'innen in Hessen

3. keine Abschiebung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus Kita,
Schule oder Ausbildung

Das Menschenrecht auf Bildung von Kindern und Jugendlichen ist unteilbar —
unabhéngig von ihrem Aufenthaltsstatus. Wir setzen uns dafiir ein, dass dieses Recht in
Hessen uneingeschriankt gewahrt bleibt.

Wir stehen fiir eine humane und bildungsorientierte Migrations- und Fliichtlingspolitik.
Kinder, Jugendliche und ihre Familien sind eine besonders vulnerable Gruppe. Fiir ihren
Schutz stehen wir ein.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 34 (SPD, Bundnis 90/Die Grinen, Linke.OL, Die PARTEI, FNK)
Nein-Stimmen: 21 (CDU, FDP, AfD)

Enthaltungen: 2 (FREIE WAHLER)

mehrheitlich angenommen

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN

Kresstag Grofl-

Vorsitzende des Kreistages Groli-Gerau

Frau Renate Meixner-Rémer
Wilhelm-Seipp-Str. 4
64521 Grolk-Gerau

Grolt-Gerau, den 26. Januar 2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

die Fraktionen von SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke Offene Liste bitten Sie,
folgenden Antrag auf die Tagesordnung der ndchsten Kreistagssitzung aufzunehmen:

Blindnis Bildung statt Abschiebung

Der Kreistag moge beschliefen sich dem Biindnis Bildung statt Abschiebung
anzuschliefen und unterstiitzt die nachstehende Resolution:

Resolution des Biindnisses ,Bildung statt Abschiebung”

Die aktuelle Migrationsdebatte in Hessen nimmt besorgniserregende Ziige an. Die schon
lange zu beobachtende sprachliche Verrohung drilckt sich auch im politischen Handeln aus:
Immer haufiger werden Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene abgeschoben — obwaohl
sie gut integriert sind, zur Schule gehen oder einen Ausbildungsvertrag (in Aussicht) haben.
Viele der Betroffenen kennen das Herkunftsland ihrer Eltern nur aus Erzshlungen.

Wenn angehende Fachkrifte von Abschiebung bedroht sind, ist der Bildungserfolg aller
Kinder beeintrachtigt — wie das drastische Beispiel der kdrzlichen Abschiebung einer
Erzieherin aus Offenbach zeigt. Dass die hessische Landesregierung vereinfachte Verfahren
zur Anerkennung ausldndischer Berufsabschlisse plant, um dem Fachkraftemangel
entgegenzuwirken, ist begriiBenswert. Dass gleichzeitig qualifizierte und dringend benétigte

Auszubildende, Arbeits- und Fachkrifte ohne nachwvollzishbare Begriindung von Abschiebung

bedroht sind, ist so kurzsichtig wie unverniinftig.

Zudem mehren sich Fille, in denen geltende Bleiberechtsregelungen ignoriert oder
unterlaufen werden. Das ist eine Entwicklung, die wir nicht Ianger hinnehmen werden.

Wir, das Bundnis ,Bildung statt Abschiebung®, fordern ein Ende der integrationsfeindlichen

Abschiebepraxis. Daher fordern wir:

1. die uneingeschrinkte Umsetzung bestehender Bleiberechtsregelungen zugunsten
der Betroffenen

2. die sofortige Umsetzung der im Koalitionsvertrag angekiindigten professionelle
Struktur fiir Einzelfallberatungen fiir Migrant*innan in Hessen

3. keine Abschiebung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus Kita,
Schule oder Ausbildung

Das Menschenrecht auf Bildung von Kindern und Jugendlichen ist unteilbar —unabhangig
von threm Aufenthaltsstatus. Wir setzen uns dafir ein, dass dieses Recht in Hessen
uneingeschrankt gawahrt bleibt.

Wir stehen flr eine humane und bildungsorientierte Migrations- und Fliichtlingspolitik.
Kinder, Jugendliche und ihre Familien sind eine besonders vulnerable Gruppe. Fiir ihren
Schutz stehen wir ein.

Begriindung:

Wir sehen auch im Kreis Groli-Gerau immer haufiger, dass Kinder und Jugendliche
sowie junge Erwachsene aus Bildungseinrichtungen eder aus der Ausbildung
abgeschoben werden sollen oder auch wurden. Besonders fatal ist dies, wenn die
Abschiebung aus Bildungseinrichtungen erfolgt oder wenn Jugendliche einen
Mangelberuf ergreifen wollen, aber keine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis fiir eine
Ausbildung erhalten.

Deshalb folgende Organisationen das Bindnis Bildung statt Abschiebung initiiert:
DER PARITATISCHE Hessen, Hessischer Fliichtlingsrat, Diakonie Hessen,
Landesauslanderbeirat, Landesschilervertretung Hessen, Gewerkschaft Erziehung
und Wissenschaft. Unterstitzt wird es von aktuell 77 regionalen und lberregionalen
Organisationen und von hunderten von Einzelpersonen.

Sie setzen sich fiir das Menschenrecht auf Bildung ein und machen auf den
Widerspruch aufmerksam, dass Kanzler Merz in Indien um Auszubildende und

Arbeitskrafte wirbt, wahrend hier bereits Ansassige ihr Menschenrecht auf Bildung
und Aufenthalt verlieren sollen.

Mit freundlichen Griften

s G [ Nt Felm (3, it

(Kerstin Geis) (Karen Lischka/Franz Urhahn) (Christiane Bohm)
SPD-Fraktionsvorsitzende  Fraktionssprecher*in Fraktionsvorsitzende
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Die Linke.OL



Politische Handlungsmoglichkeiten-
abschiebungsfreie Raume?

Abschiebungen direkt aus lokalen ABHen (Buro-/Behordenabschiebungen): nicht
verboten

Abschiebungen aus Kita, Schule, Krankenhauser: verhaltnismaBig? Mitbetroffenheit
anderer Kinder, Mitschuler*innen, Patient*innen!

FUr den Abschiebungsvoriarln_% selbst (Vorbereitung, Planung, Durchfuhrung) istin
Hessen NICHT die lokale ABH zustandig, sondern die Zentrale ABH im zustandigen
Regierungsprasidium (RP)

die ZABs fordern lokale ABHen zunehmend auf, bestimmte Personen unter dem
Vorlwand der Duldungsverlangerung einzuladen —um die Polizei im Nebenraum warten
zu lassen

moralisch und berufsethisch vertretbar, eine Person unter einem anderen Vorwand in
die Behorde einzubestellen, um sie dann abzuschieben (sollte eine Behorde ,lugen®
zugunsten der Durchsetzung der Ausreisepflicht?)

U. a. in Frankfurt wird der ,,Ausweg“ gewahlt, Personen nicht in, sondern vor/unmittelbar
auBerhalb der Behorde abholen zu lassen = ,sichere” Raume helfen nur bedingt



Politische Handlungsmoglichkeiten-

abschiebungsfreie Raume?

DER MAGISTRAT

Eingang Amt 01: 03.12.2025, 11:30 Uhr |

Bericht des Magistrats
an die Stadtverordnetenversammiung

Frankfurt am Main, 05.1
Dezernatfe: X - Ordnun

Sicherneit und

Brandschutz

B 442

22025
g,

Dann das Gesetz auf

Bundesebene andern?
Why not?

P
5G
D

Betreff

Kindeswohl schitzen - Abschiebungen von Kindern und Jugendlichen verhindern

Vorgang
a) Antrag d. Linke-Fraktion

b) Anfrage d. -Fraktion
c) Anregung des Ortsbeirats

d) Beschluss der Stadtverordnetenv ng

) Initiative des Ortsbeirats
) Beschluss des Orisbeirats
g) Anregung der KAV

h) Bericht des Magistrats

vom 15.08.2025 NR 1315
vom A

vom QA

vom 18.09.2025 § 6472
vom 0l

vom §

vom K

vom B

Die Drucksache lautet:

.1. Festnahmen und Abschiebungen aus stadiischen Institutionen, wie z. B. Schulen oder

Kitas, sowie aus regularen Amis- und Berafungsterminen bei der Verwaltung in Frank-
furt sind untersagt.

2. Der Schutz des Kindeswohls wird prioritar behandelt. Abschiebungen von Kindern, Ju-

gendlichen und ihren Familien sind ausdriicklich untersagt. Die Stadt Frankfurt ersteli
dazu eine Leitlinie zu Kindeswohlaspekien nach Kélner Vorbild.

3. Dariber hinaus wird eine quartalsweise Transparenzstatistik zu Abschiebungen inklusive
demografischer Daten fir die Stadt Frankfurt erstellt und der Offentlichkeit zur Verfi-
gung gestellt.”

Zu Punkt 1:

Offentliche Gebiude sind kein rechtsfreier Raum.

Die Stadt Frankfurt am Main ist als Trager dffentiicher Gewalt gemad Art. 20 Abs. 3 Grundge-
setz (GG) an Gesetz und Recht gebunden. Dementsprechend ist es der Stadt Frankfurt am
Main nicht méglich, anderen Tragem &ffentlicher Gewalt (hier der Landespolizei Hessen) de-
ren rechimatige Ausibung ihrer gesetzlich normierten Befugnisse, vorliegend insbesondere
& 58 Abs. 4 des Aufenthaltsgesetzes (Aufenth(), im Hinblick auf Maknahmen zur Durchfih-
rung von Abschiebungen, zu untersagen.

Zu Punkt 2

Abschiebungen sind geman der Verordnung lber die Zustandigkeiten der Auslanderbehdrden
und zur Durchflhrung des Aufenthaltsgesetzes und des AsylgesetFes (Auslfusty) seit dem
01.07 2018 ausschiieflich Sache der Bezirksordnungsbehdrden und sind damit der Zustan-
digkeit der Stadt Frankfurt am Main vollstandig entzogen.

Fir die Stadt Frankfurt am Main bedeutet dies, dass Abschiebungen in alleiniger Verantwor-
tung durch das Regierungsprasidium in Darmstadt geplant, organisiert und in enger Zusam-
menarbeit mit Dienststellen der Landespolizei sowie der Bundespolizei durchgefihrt werden.
N

Daraus folgt, dass die Stadt Frankfurtam Main durch Bundesgesetz geregelte Abschiebungen
micht untersagen kann.

Kdlner Handlungsanweisungen sind nicht dbertragbar, da die Stadt Koln als eine Behdrde
Mordrhein-Westfalens, nicht der hessischen Zustandigkeitsverordnung unterliegt und Abschie-

bungen in eigener Verantwartung betreibt.

Die Forderung, samtliche Abschiebungen von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien aus-
driicklich zu untersagen, widerspricht der geltenden Rechtslage, deren Achtung fir die offent-
liche Verwaltung jedoch bindend ist.

Zu Punkt 3:

Da Abschiebungen, wie dargestellt, im Veranbwortungsbereich des Regierungsprasidium
Darmstadt liegen und durch diese Behorde vollzogen werden, hat das Frankfurt Immigration
Office keine Rickgriffmaglichkeit auf statistische Daten zu Abschiebemaknahmen.

gez.: Dr. Eskandari-Griinberg
henl - | enz



https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf
https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf
https://www.stvv.frankfurt.de/download/B_442_2025.pdf

Politische Handlungsmoglichkeiten —
Landesebene

Mantra auf Landesebene:
»FuUr das Aufenthaltsgesetz ist der Bund zustandig. Wir muss uns an die Gesetze halten.”

Richtig ist:
Gesetzgebungskompetenz beim Bund (Art. 73 Abs. 1. Nr. 3 Grundgesetz); Ausfuhrung bei Landern als ,,eigene Angelegenheit (Art. 83 GG)
»konkurrierende“ Gesetzgebung Bund-Lander (Art. 74 Nr. 4 GG)

§ 71 Abs. 1 AufenthG - Zustandigkeit

»Fur aufenthalts- und passrechtliche MaBnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz und nach auslanderrechtlichen Bestimmungen in
anderen Gesetzen sind die Auslanderbehorden zustandig. Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass f

die fur einzelne Aufgaben nur eine oder mehrere bestimmte Auslanderbehdrden zustandig sind. Nach Satz 2 kann durch die zustandigen Stellen der
betroffenen Lander auch geregelt werden, dass den Ausléanderbehorden eines Landes fur die Bezirke von Auslanderbehorden verschiedener Lander
Aufgaben zugeordnet werden. Fur die Vollziehung von Abschiebungen ist in den Landern jeweils eine zentral zustandige Stelle zu bestimmen. [...]“

Das Aufenthaltsgesetz enthilt in den Bleiberechtsregelungen zahlreiche Auslegungs- und Ermessensspielraume.

Genau hier liegt eine klare Kompetenz der lokalen/zentralen Auslanderbehdrden UND des hessischen Innenministeriums, ZUGUNSTEN
der Betroffenen zu entscheiden (ABHen) und —auch zur Entlastung der ABHen — sog. Anwendungshinweise/Erlasse etc. auf
Landesebene zu formulieren (hess. Innenministerium), um Ermessensspielraume positiv zu nutzen.

Praxis in Hessen: Entweder gibt es keine Anwendungshinweise (z. B. zu § 25a und § 25b AufenthG) oder sie formulieren Uberwiegend die
Verweigerung von Rechten (z. B. Duldungspapieren).

Und: Anwendungshinweise, Rundschreiben etc. vom HMdl oder den Regierungsprasidien an die ABH werden NICHT in jedem Fall an
NGOs weitergegeben!



Politische Handlungsmoglichkeiten —
Landesebene

andere Lander andere Sitten

Freistaat [~=72]
—

Thiringen ==/

Thiringer Landesverwaltungsamt
Referat 210
Jorge-Semprun-Platz 4

99423 Weimar

Vollzug des Aufenthaltsgesetzes; Durchfilhrung von Abschiebungen
hier: Verf: bei J dhilfeeinrich

Im Zusammenhang mit der geplanten Abschiebung eines ausreisepflichtigen
Mindenahrigen oder Heranwachsenden ist, sofern dies nicht bereits akten-
kundig ist, durch die Auslanderbehdrde zu prifen, ob die/der Minderjahrige
bzw. Heranwachsende in einer Einrichtung der stationéren Jugendhilfe nach
SGB VIl wohnt. Heranwachsender ist entsprechend der Regelung in § 1
Abs. 2 Jugendgerichtsgesetz, wer 18 Jahre, aber noch nicht 21 Jahre alt ist
Da im Rahmen der Nachbetreuung gem. § 41 SGB VIl im Ausnahmefall
auch junge Volljahrige zwischen 21 und 27 Jahren weiter in einer Jugendhil-
feeinrichtung untergebracht sein kinnen, ist auch in diesen Fillen eine ent-
sprechende Prifung vorzunehmen

Im Zweifelsfallen ist das Jugendamt zu beteiligen.

Liegen einer Auslédnderbehdrde Hinweise auf einen Aufenthalt des Abzu-
schiebenden in einer Einrichtung der stationaren Jugendhilfe nach SGB VIl
vor (wie betreute Wohngruppen, betreutes Einzelwohnen, Kinder- und Ju-
gendheime) sind Abschiebungen des Betroffenen grundsatzlich unzuléssig.
Dies gilt nicht, sofern sich der Betroffene in teilstationdren oder sonstigen, of-
fenen Einrichtungen der freien und dffentlichen Jugendhilfe befindet (wie Ta-
gesgruppen oder Jugendfreizeitstatten)

Stellt sich im Einzelfall erst im Vollzug der Abschiebung heraus, dass es sich
um eine stationare Jugendhilfeeinrichtung handelt, ist die Malinahme unver-
ziglich abzubrechen

Ausgenommen von der Regelung sind Personen, bei denen eine vollzieh-
bare Abschigbungsanordnung nach § 58a AufenthG erlassen worden ist, die
ausgewiesen worden sind oder bei denen ein schwerwiegendes oder beson-
ders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach § 54 AufenthG vorliegt.

Ministerium
TGr Migration, Justiz
und Verbraucherschutz

Thrie Ansprechpartnarfing
Herr Helmut Mayer
Durchwahl:

Telefon  +48 361 57351-1172
Telefax  +49 361 573511888

poststebo®
trierjy thueringen de

Ihr Zaichen:

Inre Nachricht vom:

Uneer Zelchen:
(bitte bei Antwon angeoen)
10822021

Exfun,
1. Marz 2021

4.5 Abschiebungen aus Kitas und Schulen

KOAV 2023: Abschiebungen aus Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen sollen ,vermieden®
werden.

- Eine solche Absichtserkldrung allein ist nichts wert — nur ein klares politisches Signal, dass in
Hessen weder Kitas noch Schulen betreten werden diirfen, um Kinder abzuschieben, kann sol-
che Aktionen verhindern.

Gleiches muss fiir Krankenhduser inkl. Psychiatrien gelten: Auch sie miissen sichere Orte flr
Patient*innen sein. Die IPPNW (Intemationale Arzt*innen fiir die Verhiitung des Atomkrieges —
Arzt*innen in sozialer Verantwortung) hat sich mehrfach gegen Abschiebungen aus Kranken-
h&usern positioniert und eine Melde- und Informationsstelle fir Abschiebungen aus dem Kran-
kenhaus eingerichtet.

9

Lan
- Wi

deserlass Thuringen: Hohe Hurden fur Abschiebungen aus Jugendhilfe
arum nicht in Hessen?

Thilringer Minisserium fir
Migration, Justiz urd
Verbraucherschuts
Wamar-Seskrbinder-Strale 3
wR088 Erfun

W husringen de



https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://media.frag-den-staat.de/files/foi/722234/2021-03-11-abschiebungen-aus-jugendhilfeeinrichtungen.pdf&ved=2ahUKEwi8g7WLhISTAxX49rsIHaVXIfMQFnoECCEQAQ&usg=AOvVaw2VNJETMds351nlj1pTKnLv
https://www.paritaet-hessen.org/fileadmin/redaktion/Texte/Publikationen/2024-02-02_KOAV_Begleitanalyse_Integration__Parit%C3%A4t-Diakonie-Bumf-hfr_.pdf

Politische Handlungsmoglichkeiten —
Bundesebene: Bundes-KOAV

3072 Bleiberechte

3073 Fur geduldete Auslander, die gut integriert sind, die Uber ausreichende Deutschkenntnisse verfugen
3074  und durch ein bestehendes, sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhiltnis seit zwolf
3075 Monaten ihren Lebensunterhalt Gberwiegend sichern, deren ldentitat geklart ist, die nicht straffallig
3076  geworden sind (analog § 60d Absatz 1 Nr. 7 Aufenthaltsgesetz) und die sich zum 31.12.2024 seit
3077 mindestens vier Jahren ununterbrochen in Deutschland aufgehalten haben sowie die Voraussetzungen
3078  von §§ 25a, b Aufenthaltsgesetz noch nicht erfullen, werden wir einen befristeten Aufenthaltstitel
3079  schaffen. Die weitere Ausgestaltung bleibt dem Gesetzgebungsverfahren vorbehalten. Die Regelung

3080 tritt zum 31.12.2027 auBer Kraft.

Auf so eine schlechte Regelung freut sich niemand!
Wenigstens steht schon das AuBerkrafttreten fest, bevor ein Gesetzentwurf vorliegt, der in Kraft treten konnte...




politische Handlungsmoglichkeiten

—vom Land zum Bund
Der e Norden SH ﬁ* Der inimaroriecent

Der Ministerprisident | Postfach 7122 | 24171 Kiel
An die

Prasidentin des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Frau Kristina Herbst
Dusternbrooker Weg 70

24105 Kiel

3 Januar 2026

Sehr geehrte Frau Prasidentin, L. ¢l :/.’»—C T )
die schleswig-halsteinische Landesregierung hat am 13. Januar 2026 beschlossen, die

Bundesratsinitiative

nwEntschlieBung des Bundesrates: Bleiberecht fiir Gefllichtete in Ausbildung und
Arbeit*

in den Bundesrat einzubringen. Anliegend Ubersende ich lhnen die entsprechende
Bundesratsdrucksache zur Unterrichtung gem. § 7 Abs. 2 Parlamentsinformationsgesetz
(PIG).

Federfihrend zusténdig ist die Ministerin fir Soziales, Jugend, Familie, Senioren,
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Mit freundlichen Griien

Uls

/Daniel Glngher
/

von einem Bundesland

Bundesrat Drucksache 14/26 (Beschluss)

06.03.26

Beschluss
des Bundesrates

EntschlieRung des Bundesrates: Bleiberecht fiir Geflichtete in
Ausbildung und Arbeit

Der Bundesrat hat in seiner 1062. Sitzung am 6. Marz 2026 die aus der Anlage er-
sichtliche EntschlieBung gefasst.

zum
(guten)
Gesetz?



https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/26/1062/1062-pk.html#top-11
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2026/0001-0100/14-26(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1

politische Handlungsmoglichkeiten —
Landesebene: Bsp. Hessen (wie man es nicht macht)

4.2 Eigene hessische Bleiberechtsregelung?

KOAV 2023: Es soll eine Sonderregelung geben fur Ausreisepflichtige, deren Abschiebung ,ver-
mieden” werden soll: Personen, die sich gut integriert haben, keine Straftaten begangen haben und
seit zwei Jahren (Stichtag: am 31.12.2022) einen unbefristeten sozialversicherungspflichtigen Ar-
beitsplatz vorweisen konnen. Bei Personen, die Uber einen Ausbildungsvertrag verfugen soll ,eine
grof3ztigige Ermessensausibung angestrebt® werden.

Laut hessischem Innenministerium hat sich das

Vorhaben mit Anderung des Stichtags in der
Beschaftigungsduldung auf Bundesebene erledigt

Ware ohnehin eine sehr schlechte

Regelung gewesen!




Mission Bleibeperspektive

All das heil3t: Aus ,geringen Bleibeperspektiven® kénnen oft genug hohe
Bleibeperspektiven werden. Der Gesetzgeber selbst hat diese Weichen bewusst im
Aufenthaltsrecht eingebaut. Und derselbe Gesetzgeber scheint momentan die Existenz
genau dieser Weichen auszublenden.

Fliichtlingshilfe
G inniitzige Gesellschaft zur Unterstitzung Asylsuchender e.V.
Hafenstr. 3-6
48153 Munster
GGUA « Hafenstr. 3-5 « 48153 Manster Projekt Q

Claudius Voigt

Tel.: 0251/144 86-26
Fax: 0251/144 86-10
www.ggua.de

E-Mail: voigt@ggua.de

= DER PARITATISCHE
UNSER SPITZENVERBAND

Munster, 29. Juni 2016

Bleibeperspektive
Kritik einer begrifflichen Seifenblase.


https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/bleibeperspektive.pdf
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